Vereinbarung 
zwischen dem 
Evangelischen Verwaltungsverband Mettmann-Niederberg 
und der 
[bookmark: Text2]Evangelischen Kirchengemeinde Name der Kirchengemeinde
zur Wahrnehmung von Wahlaufgaben nach dem Verwaltungsstrukturgesetz

[bookmark: ][bookmark: Text8]Auf der Grundlage der §§ 1 Absatz 1, 3 und 11 des Kirchengesetzes über die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen in gemeinsamen Angelegenheiten und die Errichtung von Verbänden (Verbandsgesetz) vom 15. Januar 2016 (KABl. S. 73), geändert durch Kirchengesetz vom 9. Januar 2019 (KABl. S. 62), schließen der Evangelische Verwaltungsverband Mettmann-Niederberg (in der Folge ‚Verband‘ genannt) und die Kirchengemeinde Name der Kirchengemeinde (in der Folge ‚Kirchengemeinde‘ genannt) folgende Vereinbarung: 

Präambel
Das kirchliche Leitungs- und Verwaltungshandeln dient der Verkündigung des Wortes Gottes und der Erfüllung des Auftrages der Kirche gemäß Artikel 1 der Kirchenordnung. Die kirchliche Verwaltung unterstützt die kirchlichen Körperschaften bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Die Strukturen von kirchlicher Verwaltung sollen so gestaltet sein, dass ein möglichst hohes Maß an Qualität und Wirtschaftlichkeit gewährleistet wird. Zur dauerhaften Sicherstellung dieser Erfordernisse und Nutzung von Synergien und um Prozesse im Kirchenkreis ausreichend unterstützen zu können, schließen die beteiligten Körperschaften diese Vereinbarung über die Übertragung von Wahlaufgaben. 


§ 1
Übertragung von Wahlaufgaben
(1) Der Verband nimmt folgende Wahlaufgaben im Sinne des Verwaltungsstrukturgesetzes sowie der Rechtsverordnung zum Verwaltungsstrukturgesetz für die Kirchengemeinde wahr:

	Begleitung der Kirchengemeinden, Verbände und Einrichtungen

	[bookmark: _GoBack]1.4	Teilnahme an den Sitzungen der Leitungsorgane / Ausschüsse / Gremien
	Ja / nein

	1.5	 Fertigung von Sitzungsniederschriften
	Ja / nein

	[bookmark: _Hlk57295428]Personalwesen

	2.1.3 	Vorbereitung von Auswahlverfahren und Stellenbesetzung
	Ja / nein

	2.1.4	Teilnahme an Bewerbungs- und Auswahlgesprächen
	Ja / nein

	2.1.8	Unterstützung bei der Erstellung von Stellenbeschreibungen
	Ja / nein

	2.2.4	Führung der Urlaubsdateien (Abwesenheit)
	Ja / nein

	             Abwicklung Jobrad
	Ja / nein

	Finanzwesen

	3.2.2   Jährliche Haushaltsplanung (statt Doppelhaushalt)
	Ja / nein

	3.7.11	Zuwendungsbestätigungen
	Ja / nein

	3.8.1	Bearbeitung von Abrechnungen von Freizeitmaßnahmen
	Ja / nein

	Bau und Liegenschaften

	4.4.3	Wohnungsabnahmen /-übergaben, Besichtigungen
	Ja / nein

	4.6.2    Fachliche Durchführung von Baubegehungen 
	Ja / nein

	4.6.6 	Abschluss von Wartungs- und Prüfungsverträgen
	Ja / nein

	4.6.10	Teilnahme an Begehungen z.B. zum Brandschutz, Arbeitssicherheit, etc.
	Ja / nein

	4.6.13	Projektsteuerung von Neubau, Um- oder Erweiterungsbauten (Eigenleistung nach AHO)
	Ja / nein

	4.10.1 Organisation Reinigungs- und Hausmeisterdienst, Grünanlagen, Winterdienst
	Ja / nein

	4.10.2 Beschaffung von Energie-, Telekom-, IT- Dienstleistungen und Verbrauchsmitteln
	Ja / nein

	Kirchenbuchangelegenheiten

	5.5	Zentrale Kirchenbuchstelle
	Ja / nein

	Betreuungseinrichtungen einschließlich Kindertageseinrichtungen

	7.0.1 	Geschäftsführungsaufgaben für KiTas
	Ja / nein

	Zentrale Dienste

	9.5.7	Wahrnehmung von Beauftragtenfunktionen für andere Körperschaften
             - Datenschutz
	Ja / nein




Detaillierte Beschreibungen zu dem Inhalt der Wahlaufgaben sind separaten Prozessbeschreibungen zu entnehmen, die in ihrer jeweiligen Fassung wesentlicher Teil dieser Vereinbarung sind.

§ 2
Finanzierung durch Gebühren
Gemäß § 8 Absatz 3 der Rechtsverordnung zum Verwaltungsstrukturgesetz werden alle Kosten, die durch die Übertragung von Wahlaufgaben im Sinne von § 9 des Verwaltungsstrukturgesetzes (VerwG) entstehen, direkt zugeordnet und abgerechnet. Ausgenommen sind Kosten für Wahlpflichtaufgaben im Sinne von § 2 Absatz 3 der Rechtsverordnung zum Verwaltungsstrukturgesetz. Hierfür gelten die Regelungen des § 8 Absatz 1 und 2 der Rechtsverordnung zum Verwaltungsstrukturgesetz. Unter dieser Maßgabe werden für die oben aufgeführten Verwaltungsleistungen Gebühren nach der vom Verbandsvorstand beschlossenen Gebührenordnung in der jeweils gültigen Fassung erhoben. Die Gebührenabrechnung der Wahlaufgaben erfolgt quartalsweise.

§ 3
Inkrafttreten, Kündigung, Auflösung
(1) Diese Vereinbarung tritt am XX.XX.XXXX in Kraft.

(2) Sie gilt zunächst für die Dauer von drei Jahren und verlängert sich anschließend auf unbestimmte Zeit. 

(3) Diese Vereinbarung kann erstmals unter Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten zum Ende des dritten Kalenderjahres und anschließend jährlich gekündigt werden. Die Kündigung ist schriftlich an das zuständige Leitungsorgan zu richten. Die kündigende Kirchengemeinde hat die anteiligen Kosten, soweit und solange diese nicht an den verminderten Aufwand angepasst werden können, für die Dauer von zwei Jahren nach Wirksamwerden der Kündigung zu tragen.

(4) [bookmark: _Hlk62474831]Bei Änderung der Gebührenordnung besteht für die Kirchengemeinde die Möglichkeit der außerordentlichen Kündigung. Diese ist innerhalb von einer Frist von acht Wochen nach Bekanntgabe der Änderung der Gebührenordnung schriftlich an das zuständige Leitungsorgan zu richten und wird wirksam zum Ende des laufenden Kalenderjahres.

(5) Änderungen einzelner Wahlaufgaben ist zum Ende des laufenden Kalenderjahres mit einer Frist von neun Monaten möglich.


Evangelischer Verwaltungsverband 	Evangelische Kirchengemeinde
Mettmann-Niederberg 	Name der Kirchengemeinde


Mettmann, den XX.XX.XXXX					xxx, den XX.XX.XXXX



_________________________					_______________________
Geschäftsführung						Vorsitzende/Vorsitzender
								des Presbyteriums
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